Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/1854 


Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

II/l — 68070 — 5687/67 


Bonn, den 12. Juni 1967 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Agrarpolitik in der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der EWG für 


eine Verordnung des Rats über Erstattungen bei der Aus- 
fuhr von Raps- und Rübsensamen sowie Sonnenblumen- 
kernen. 


Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der EWG vom 30. Mai 1967 dem Herrn Präsidenten 
des Rats der EWG übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit einer alsbaldigen Verabschiedung des Kommissionsvor- 
schlages durch den Rat ist zu rechnen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission zu 
ihrem Vorschlag übermittelte Begründung beigefügt. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister der Verteidigung 

Schröder 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb; Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung des Rats 
über Erstattungen bei der Ausfuhr von Raps- und Rübsensamen 
sowie Sonnenblumenkernen 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT ~ 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 136/66/EWG des 
Rats vom 22. September 1966 über die Errichtung 
einer gemeinsamen Marktorganisation für Fette, 
insbesondere auf Artikel 28, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 162/66/EWG des 
Rats vom 27. Oktober 1966 über den Handel mit 
Fetten zwischen der Gemeinschaft und Griechenland, 
insbesondere auf Artikel 8, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Obgleich die Gemeinschaft bei Ölsaaten einen 
Einfuhrüberhang aufweist, kann es sich empfehlen, 
bestimmte Ausfuhren von in der Gemeinschaft ge- 
ernteten Raps- und Rübsensamen sowie Sonnen- 
blumenkernen zu erhalten; zu diesem Zwecke ist der 
Erstattungsbetrag bei der Ausfuhr dieser Saaten ent- 
sprechend dem Unterschied zwischen den Notierun- 
gen und Preisen dieser Saaten in der Gemeinschaft 
und den Weltmarktpreisen der gleichen Arten unter 
Beachtung der allgemeinen Ziele der gemeinsamen 
Marktorganisation für Fette festzusetzen. 

Die Errichtung eines für die gesamte Gemeinschaft 
einheitlichen Marktes für Ölsaaten schließt ein, daß 
die von den Mitgliedstaaten zu gewährende Er- 
stattung nach einem Gemeinschaftsverfahren fest- 
gesetzt wird und für die gesamte Gemeinschaft 
gleich ist. Die Möglichkeit einer Differenzierung der 
Erstattungsbeträge nach dem Bestimmungsland muß 
jedoch wegen der Entfernung der Gemeinschafts- 
märkte von diesen Bestimmungsländern und den be- 
sonderen Einfuhrbedingungen einiger Bestimmungs- 
länder vorgesehen werden. 

Bei der Berechnung der Erstattung sind einerseits 
die auf bestimmten für die Verarbeitung und Aus- 
fuhr repräsentativen Märkten der Gemeinschaft fest- 
gestellten Preise und andererseits die Weltmarkt- 
preise zu berücksichtigen. Der Erstattungsbetrag ist 
auch unter Berücksichtigung der Lage und der Ent- 
wicklungsaussichten auf dem Markt der Gemein- 
schaft, der Preise und der verfügbaren Mengen an 
in der Gemeinschaft geernteten Saaten wie auch der 
Notwendigkeit festzusetzen, daß ein Sinken der 
Weltmarktpreise für Ölsaaten verhindert werden 
muß. 

Um den Ausführern der Gemeinschaft eine ge- 
wisse Stabilität der Erstattungsbeträge zu gewähr- 


leisten, andererseits jedoch auch die im zeitlichen 
Ablauf auftretenden Schwankungen der Ölsaaten- 
preise zu berücksichtigen, ist der Zeitraum, in dem 
die Erstattungen unverändert bleiben, auf einen 
Monat festzusetzen, vorbehaltlich etwaiger zwi- 
schenzeitlicher Änderungen, die zur Einhaltung der 
vorstehend erwähnten Bedingungen erforderlich 
werden. 

In Anbetracht der Handelsgepflogenheiten auf 
dem Weltmarkt ist neben der am Tage der Ausfuhr 
geltenden Erstattung die Möglichkeit einer vor- 
herigen Festsetzung der Erstattung für Ausfuhren 
vorzusehen, die während einer bestimmten Frist 
nach Einreichung des entsprechenden Antrags durch- 
zuführen sind. Um Spekulationen zu verhindern, ist 
in diesem Falle die Stellung einer Kaution vorzu- 
sehen, die garantieren soll, daß die Ausfuhr tatsäch- 
lich während der betreffenden Frist getätigt wird — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Die Erstattungen bei der Ausfuhr der in Arti- 
kel 21 der Verordnung Nr. 136/66/EWG genannten, 
in der Gemeinschaft geernteten Ölsaaten nach drit- 
ten Ländern werden entsprechend den nachstehen- 
den Artikeln festgesetzt und gewährt. 

Artikel 2 

1. Die Erstattung ist für die gesamte Gemeinschaft 
gleich. 

Sie kann je nach dem Bestimmungsgebiet in 
unterschiedlicher Höhe festgesetzt werden 

— wenn die Lage auf dem Weltmarkt, namentlich 
die Kosten der Heranführung bis zum Bestim- 
mungsland, dies erfordern oder 

— wenn in einem Bestimmungsland für die Ein- 
fuhr ein Ausschreibungsverfahren vorgeschrie- 
ben ist. 

Die festgesetzte Erstattung wird von den Mit- 
gliedstaaten auf Antrag gewährt. 

2. Die Festsetzung der Erstattungen erfolgt einmal 
im Monat nach dem Verfahren gemäß Artikel 38 
der Verordnung Nr. 136/66/EWG. Erforderlichenfalls 
kann die Kommission die Erstattungsbeträge zwi- 
schenzeitlich auf Antrag eines Mitgliedstaates oder 
von sich aus ändern. 
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Artikel 3 

1. Bei der Berechnung der Erstattung werden be- 
rücksichtigt: 

a) Die während eines Bezugszeitraums auf mehre- 
ren für die Verarbeitung und die Ausfuhr reprä- 
sentativen Märkten der Gemeinschaft festge- 
stellten Preise, 

b) die günstigsten Notierungen, die auf den einzel- 
nen Märkten der einführenden Drittländer er- 
zielt werden können. 

2. Der Betrag der Ausfuhrerstattung wird festge- 
setzt unter Berücksichtigung: 

a) des Marktpreisniveaus der in Artikel 1 genann- 
ten Erzeugnisse innerhalb der Gemeinschaft so- 
wie der entsprechenden Entwicklungsaussichten; 

b) der verfügbaren Mengen dieser Erzeugnisse im 
Vergleich zur Nachfrage in der Gemeinschaft; 

c) der Notwendigkeit, ein Sinken der Preise für 
Raps- und Rübsensamen sowie Sonnenblumen- 
kerne auf dem Weltmarkt zu vermeiden; 

d) keiner wirtschaftlichen Beurteilung der geplan- 
ten Ausfuhren. 


Artikel 4 

1. Anzuwenden ist der am Tage der Ausfuhr gel- 
tende Erstattungsbetrag. 


2. Auf Antrag wird jedoch die am Tage der Ein- 
reichung des Antrags geltende und entsprechend 
dem zum Zeitpunkt der Ausfuhr geltenden Richt- 
preis berichtigte Erstattung bei Ausfuhren ange- 
wandt, die während einer Frist getätigt werden, die 
am Ende des auf den Monat der Antragstellung 
folgenden Monats abläuft. 

In diesem Falle muß in Verbindung mit dem An- 
trag eine Kaution gestellt werden, die ganz oder 
teilweise verfällt, wenn die Ausfuhr nicht innerhalb 
dieser Frist erfolgt. 

Artikel 5 

Die Erstattungen werden erst dann gezahlt, wenn 
der Nachweis für die tatsächliche Einfuhr in das 
Einfuhrland erbracht wird. 

Artikel 6 

Die Durchführungsbestimmungen zu dieser Ver- 
ordnung, insbesondere hinsichtlich der Zahlung der 
Erstattung, werden nach dem Verfahren gemäß Arti- 
kel 38 der Verordnung Nr. 136/66/EWG festgelegt. 

Artikel 7 

Diese Verordnung wird ab 1. Juli 1967 ange- 
wendet. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt ^unmittelbar in jedem Mitglied- 
staat. 


Brüssel, den 


Im Namen des Rats 
Der Präsident 
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Begründung 


1. Gemäß Artikel 28 der Verordnung Nr. 136/66/ 
EWG kann bei der Ausfuhr von in der Gemein- 
schaft geernteten Ölsaaten nach dritten Ländern, 
wenn die Preise in der Gemeinschaft höher sind als 
die Weltmarktpreise, eine Erstattung gewährt wer- 
den, deren Betrag höchstens gleich dem Unterschied 
zwischen diesen Preisen ist. 

Artikel 28 bestimmt ferner, daß die Vorschriften für 
die Festsetzung und gegebenenfalls für die vor- 
herige Festsetzung der Erstattung vom Rat erlassen 
werden. 

2. Die Gemeinschaft insgesamt hat einen erheb- 
lichen Zuschußbedarf an Ölsaaten. Die Möglich- 
keiten der Industrie, bestimmte Ölsaaten durch an- 
dere zu ersetzen, sind jedoch nicht unbegrenzt. 

So könnte in der Gemeinschaft beispielsweise in 
manchen Jahren ein Ausfuhrüberhang bei Raps- 
samen entstehen, überdies hat sich bei Rapssamen 
ein begrenzter, aber regelmäßiger Ausfuhrhandel 
mit bestimmten Märkten entwickelt, und es dürfte 
sich empfehlen, diese Absatzmöglichkeiten zu erhal- 
ten. In einigen Fällen schließlich kann der Absatz 
oder sogar die bloße Möglichkeit’ des Absatzes eines 
Teils der Gemeinschaftsernte außerhalb der Gemein- 
schaft den Erzeugern die Erzielung eines höheren 
Preises für ihre Ernte und der Gemeinschaft eine 
Verringerung ihrer finanziellen Interventionen er- 
möglichen. 

Unter diesen Umständen dürfte die regelmäßige 
Festsetzung einer Ausfuhrerstattung den Zielen der 
Marktorganisation für Ölsaaten entsprechen. 

3. Bei der Festsetzung des Erstattungsbetrages 
sind eine Reihe von Faktoren zu berücksichtigen: 

— erstens der Preis, zu dem sich die Wirtschaft 
auf den für die Ausfuhr repräsentativen Märk- 
ten mit in der Gemeinschaft geernteten Ölsaaten 
versorgen kann. Da die meisten Werke in Häfen 
liegen, sind diese Märkte im übrigen auch für 
die Verarbeitung zu öl innerhalb der Gemein- 
schaft repräsentativ; 

— zweitens die verfügbaren Mengen an in der Ge- 
meinschaft geernteten Ölsaaten im Vergleich zur 
Nachfrage, denn im Falle eines Produktionsüber- 
schusses (wie im Falle eines Nachfrageüber- 
hangs innerhalb der Gemeinschaft im Vergleich 
zum Angebot an in der Gemeinschaft geernteten 
Ölsaaten) braucht offenbar nicht das gleiche Ver- 
fahren zur Berechnung der Erstattung verwendet 
zu werden; 

— schließlich der Umstand, daß eine Beeinflussung 
des Weltmarktpreises durch den Preis des aus- 
geführten Gemeinschaftserzeugnisses verhindert 
werden muß. Ein Sinken der Ölsaatenpreise auf 


dem Weltmarkt hat nämlich eine Erhöhung der 
Beihilfen für die in der Gemeinschaft geernteten 
Ölsaaten zur Folge. Daher ist bei der Festset- 
zung der Erstattung, die bei der Ausfuhr von 
Ölsaaten gewährt wird, eine ganz besondere 
Vorsicht geboten. 

4. Vom 1. Juli 1967 an besteht für diese Ölsaaten 
ein einheitlicher Markt. Die Erstattung darf daher 
für die einzelnen Ausfuhrgebiete nicht unterschiedlich 
festgesetzt werden. Dagegen kann sie entsprechend 
den Bestimmungsgebieten differenziert werden, vor 
allem, um die Beförderungskosten zwischen der Ge- 
meinschaft und dem Bestimmungsland oder die Ein- 
kaufsbedingungen in diesem Land zu berücksichti- 
gen. 

5. Damit die Ausführer mit einer gewissen Stabi- 
lität der Erstattungsbeträge rechnen können, sind 
allzu häufige Änderungen dieser Beträge zu vermei- 
den, außer wenn die Situation dies erfordert. Es 
wird daher vorgeschlagen, daß die festgesetzte Er- 
stattung für die Dauer eines Monats gelten soll, es 
sei denn, die Schwankungen des Weltmarktpreises 
oder der sonstigen bei der Festsetzung des Erstat- 
tungsbetrages berücksichtigten Faktoren verlangen 
eine Änderung dieses Betrages. 

6. Eine solche Änderung muß mit größter Schnel- 
ligkeit erfolgen. Aus diesem Grunde wird vorge- 
schlagen, diese Aufgabe der Kommission zu über- 
tragen. Die monatliche Festsetzung der Erstattung 
kann dagegen nach dem Verfahren gemäß Arti- 
kel 38 der Verordnung Nr. 136/66/EWG erfolgen. 

7. Es kann sein, daß die Stabilität der Erstattung 
während jeweils eines Monats nicht ausreicht, um 
eine Ausfuhr der Ölsaaten aus der Gemeinschaft zu 
ermöglichen; außerdem kann es Vorkommen, daß 
die Erstattung sogar im Verlauf eines Monats ge- 
ändert wird. 

In Anbetracht der Handelsgepflogenheiten auf dem 
Weltmarkt muß der Ausführer indessen seinen Ver- 
kaufspreis, der wiederum von der Erstattung ab- 
hängt, mit Sicherheit kennen. 

Die vorherige Festsetzung der Ausfuhrerstattung er- 
scheint daher als ein notwendiges Instrument, wenn 
dem Handel die Möglichkeit gegeben werden soll, 
auf dem Weltmarkt unter ähnlichen Bedingungen 
wie die übrigen Ausführer tätig zu werden. In An- 
betracht der in diesem Bereich gebotenen Vorsicht, 
von der in Absatz 3 die Rede war, sowie der für 
jede neue Örganisation erforderlichen Anlaufzeit, 
wird indessen vorgeschlagen, die vorherige Fest- 
setzung vorläufig auf eine Frist zu beschränken, die 
am Ende des auf die Einreichung des Antrags auf 
Vorausfestsetzung folgenden Monats abläuft. 
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